
Antrag FKJ-01: Eigenständige Jugendpolitik als Voraussetzung für 
eine solidarische Gesellschaft
Antragsteller*in: AWO Präsidium, Bundesjugendwerk der AWO e.V.
Status: angenommen
Sachgebiet: FKJ - Familie, Kinder & Jugend

 1 Gemeinsam mit dem Bundesjugendwerk, ihrem Jugendverband, kämpft die Arbeiterwohlfahrt
 2 dafür, dass Jugend als eigenständige Lebensphase anerkannt und abgesichert ist. Dafür
 3 müssen junge Menschen nach Artikel 12 der für Deutschland verbindlichen UN-
 4 Kinderrechtskonvention als Expert*innen in eigener Sache in allen Belangen, die sie
 5 betreffen, gehört und ihre Meinung in abgemessen berücksichtigt werden und an
 6 Entscheidungen gleichberechtigt teilhaben. Nicht erst seit den Klimaprotesten sind
 7 junge Menschen zentrale Träger*innen und Innovator*innen einer gerechten und auf eine
 8 solidarische Zukunft ausgerichteten Gesellschaft. Junge Menschen sind Träger*innen
 9 eigener Rechte. Dabei gibt es nicht „die Jugend”, sondern viele Jugenden und
 10 vielfältige jugendliche Lebensweisen.

 11 Von den Entscheidungsträger*innen der Bundes- und Landesregierungen sowie den 
 12 demokratischen Fraktionen im Deutschen Bundestag sowie den Landtagen erwarten wir 
 13 daher,
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konsequent eine eigenständige Jugendpolitik zu verfolgen. Dies bedeutet, dass
der Jugendcheck verbindlich für alle Ressorts und Gesetzesvorhaben durchgeführt
wird, dass eine eigenständige Jugendberichterstattung auf- und ausgebaut wird
und dass die Impulse, die der Nationale Aktionsplan “Jugendbeteiligung” gesetzt
hat, in gesetzgeberisches Handeln einf㘶ießen. Dies bedeutet auch, dass in allen
Bundes- und Landesressorts verbindliche Standards für die Beteiligung junger
Menschen entsprechend der vom BMFSFJ und Deutschen Bundesjugendring 2022
entwickelten Qualitätsstandards für Kinder- und Jugendbeteiligung (
https://standards.jugendbeteiligung.de) festgelegt werden. Fachkräfte, die mit
jungen Menschen arbeiten, müssen entsprechend qualif㘶ziert und fähig sein,
Potentiale junger Menschen zu stärken und Resilienz zu fördern. 

Kinderrechte in das Grundgesetz explizit aufzunehmen und das Wahlalter auch bei
Bundestagswahlen auf 16 Jahre herabzusetzen.

im Rahmen von Haushaltsentscheidungen auf allen Ebenen eine bedarfsgerechte und
dynamisierte Ausstattung der Kinder- und Jugendhilfe vorzunehmen, insbesondere
auch in der Jugendverbandsarbeit nach

 §12 SGB VIII.

entschieden Armut und eingeschränkter gesellschaftlicher Teilhabe
entgegenzutreten. Hierzu muss das sozialrechtliche Existenzminimum für junge
Menschen unter Einbeziehung von Jugendlichen selbst sowie von Jugendverbänden
neu und realitätsgerecht ermittelt werden, sodass es eine Jugendphase im
Wohlergehen, mit gesellschaftlicher Teilhabe sowie der

 Möglichkeit auf Freizeitgestaltung auch außerhalb staatlich geförderter
Institutionen (wie bspw. ein privates Treffen mit Peers oder den Kinobesuch)
ermöglicht. Dieses Existenzminimum muss im Rahmen einer echten
Kindergrundsicherung abgesichert werden.
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dass unbegleitete, minderjährige Gef㘶üchtete ab dem ersten Tag in Deutschland
auch weiterhin einen Rechtsanspruch auf Leistungen nach dem SGB VIII haben. Wir
stellen uns entschieden allen Versuchen entgegen, diesen Rechtsanspruch
abzubauen, denn diese Jugendlichen brauchen Begleitung, Unterstützung und in
besonderem Maße unsere gesellschaftliche Solidarität. Die Kinder- und
Jugendhilfe ist für alle Kinder und Jugendliche da! 

die Migrationsgeschichte vieler Jugendlicher wahr- und ernst zu nehmen! Vielfalt
verstehen wir als gesellschaftliche Bereicherung. Mehrsprachige Unterrichts- und
Freizeitangebote, Raum für die individuellen Sorgen und Nöte gef㘶üchteter junger
Menschen sowie die systematische Einrichtung von sicheren Austausch- und
eigenkulturellen Räumen sowie Angebote für persönliches Engagement sind
Voraussetzung für ein gelingendes Zusammenleben.

endlich Bildungsgerechtigkeit herzustellen durch chancengerechte Zugänge in die
Bildungsinstitutionen, längeres gemeinsames Lernen, eine bessere Ausstattung von
Schulen und den Ausbau regelhafter Mitbestimmung im Schulsystem. Für uns sind
Jugendliche keine Gruppe, die es in der Schule zu beteiligen gilt – sie sind der
Ausgangspunkt des Systems Schule und damit an allen Entscheidungen zentral und
angemessen zu beteiligen. Ebenso fordern wir die schnelle Umsetzung und den
Ausbau des Startchancenprogramms, um so die Schulsozialarbeit nach §13a SGB VIII
sowie weitere Angebote der Jugendsozialarbeit an Schule nach §13 SGB VIII weiter
auszubauen. Dabei setzen wir uns weiterhin dafür ein, dass Ganztagsangebote und
Schulsozialarbeit im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe umgesetzt werden und
damit den Zielen des § 1 Abs. 1 SGB VIII verpf㘶ichtet bleiben. Die Umsetzung der
aktuellen schulpädagogischen Reformen kann nur im Sinne der Kinder heute und der
beabsichtigten zukunftsgerichteten gesellschaftlich en Stärkung gelingen, wenn
die beiden Systeme Kinder- und Jugendhilfe und Schule ganztägige Förderangebote
Hand in Hand planen und umsetzen. Junge Menschen müssen den Ganztag mitgestalten
sowie freiwillig und ohne Zuzahlungen an den Angeboten teilnehmen können. 

die Folgen der langen Lockdowns in der Corona-Pandemie endlich ernst zu nehmen
und wirksam zu handeln. Eine ernsthafte Entschuldigung der Bundes- und
Landesregierungen für die unrechtmäßigen Beschuldigungen zu Beginn der Pandemie,
Jugendliche seien durch ihr Verhalten schuld an der Ausbreitung des Virus
gewesen, wäre ein erster Schritt. Dem muss ein konsequenter Ausbau
jugendpsychiatrischer Angebote sowie der Ausbau der Schulsozialarbeit und
weiterer Angebote der Jugendsozialarbeit an Schule (z.B. zur Stärkung von
Resilienz und insbesondere als Antwort auf psychosoziale Belastungen junger
Menschen) folgen. 

Junge Menschen mit Beeinträchtigungen können in Deutschland in vielen
Lebensbereichen aufgrund diverser baulicher, sozialer oder struktureller Art
weniger gleichberechtigt und selbstbestimmt teilhaben als junge Menschen ohne
Beeinträchtigungen. Damit Jugendlichen mit Beeinträchtigungen gleichberechtigt
und selbstbestimmt ihre Rechte auf Spiel, Bildung, Freizeit, Gesundheit, Kultur
und Engagement genießen können, muss Deutschland, aber auch u. a. Europa,
inklusiver werden. Jugendliche mit Beeinträchtigungen müssen mitberaten und
mitgestalten dürfen. Dafür bedarf es barrierefreie und inklusive Angebote für
Beteiligung, Information und Bildung der zunehmenden Gender- und
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Queerfeindlichkeit in unserer Gesellschaft entgegenzutreten und gesetzliche
Rahmenbedingungen für geschlechtliche Selbstbestimmung wie auch den Schutz vor
Diskriminierung zu stärken. Zwar haben wir die Einführung des
Selbstbestimmungsgesetzes zur Änderung des Personenstandsrechtes begrüßt,
fordern aber auch weiterhin ein, dass ab 14 Jahren eine entsprechende Änderung
auch ohne elterliche Zustimmung erfolgen können muss. Darüber hinaus müssen
geschlechtliche Transitionen bei ausdrücklichem Wunsch ab 14 Jahren rechtlich
und f㘶nanziell möglich gemacht werden, auch ohne Zustimmung der Eltern. 

die vier zentralen Krisen, die der 17. Kinder- und Jugendbericht benennt
(Klimakrise, Krieg, soziale Unsicherheit, Fachkräfte) ernst zu nehmen und
wirksame Maßnahmen für das Wohlergehen von Jugendlichen zu ermöglichen. Dazu
gehört eine konsequente Klimapolitik zur Erreichung der Pariser Klimaziele, die
Entwicklung von Konzepten zur Umsetzung von kinder- und jugendspezif㘶schen
Maßnahmen zum Schutz vor bereits bestehenden Auswirkungen der Klimakrise, der
offene Diskurs über Krieg und Frieden in Europa auch gemeinsam mit Jugendlichen,
eine echte Kindergrundsicherung sowie die Einbeziehung von Fachkräften in der
Jugend- und Schulsozialarbeit sowie der Kinder- und Jugendarbeit in die
Fachkräftestrategien des Bundes und der Länder. Wir setzen uns dafür ein, dass
junge Menschen in Europa heute genauso offene Grenzen erleben dürfen, wie in den
vergangenen Jahrzehnten.

dass der Gewaltschutz mit dem Ziel eines sicheren Umfeldes für junge Menschen
ausgebaut wird. Dazu fordern wir die Entwicklung, Umsetzung und Evaluation
umfassender inklusiver Schutzkonzepte, die Förderung von Respekt, Toleranz und
gewaltfreier Kommunikation sowie Interventionsstrategien bei Gewaltvorfällen.
Zudem sollen der Kinder- und Jugendschutz gestärkt, Fachkräfte in
Gewaltprävention ausgebildet und niedrigschwellige Beratungsangebote sowie Peer-
to-Peer-Ansätze gefördert werden. Der Schutz vor Cybermobbing und digitaler
Gewalt soll durch einen ganzheitlichen Ansatz sichergestellt werden. Eine
Absenkung des Alters für die Strafmündigkeit lehnen wir entscheiden ab.

die Stärkung des freiwilligen Engagements junger Menschen, bspw. durch die
Absicherung und den Ausbau der Freiwilligendienste mit einem Rechtsanspruch auf
einen Freiwilligendienst. Einen Pf㘶ichtdienst im Sozialen oder dem Militär
lehnen wir ab. Vielmehr müssen bereits vorhandene Engagementmöglichkeiten und -
formen gestärkt werden sowie eine vielseitige Anerkennung des Engagements junger
Menschen erfolgen.

 121 Als Arbeiterwohlfahrt verpf㘶ichten wir uns,
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unsere Haltung, Jugend als eigenständige Lebensphase (und nicht “nur” als eine
Phase des Übergangs) zu stärken, bspw. in Form von Fortbildung und
Sensibilisierung unserer Mitarbeitenden. Dies bedeutet auch, dass wir junge
Menschen überall dort, wo wir mit ihnen zusammenarbeiten, selbstverständlich in
die Planung und Durchführung von Angeboten und Diensten mit einbeziehen und an
der Ausgestaltung angemessen teilhaben lassen, entsprechend §11 Abs. 1 SGB VIII
für die Jugendarbeit. Wir überprüfen dabei, welche Teilhabebarrieren unsere
Angebote für Teile unserer Zielgruppe aufweisen, zum Beispiel in Bezug auf
räumliche Gegebenheiten, monetäre Anforderungen, Sprachbarrieren, eigene
Vorurteile etc. 
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Gender- und Queerfeindlichkeit (gegenüber Jugendlichen, aber auch darüber
hinaus) auch in unseren eigenen Reihen konsequent zu begegnen und abzubauen.
Dazu gehört der weitere Aufbau von Wissen zu queeren Lebensrealitäten, Trans*
und Intergeschlechtlichkeit und geschlechtlicher Vielfalt, die Überprüfung
unserer Anti-Diskriminierungsmaßnahmen, die Schaffung von Leitlinien zur
Förderung der Inklusion queerer Lebensweisen und die Schaffung von
“Schutzräumen” für nicht-heteronormative Jugendliche. Bei all diesen Maßnahmen
arbeiten wir mit Selbstvertretungsorganisationen zusammen. Der zunehmenden
Ausgrenzung, einer wachsenden gesellschaftlichen Gender- und Queerfeindlichkeit
sowie der Diffamierung von bestimmten Identitäts- und Anerkennungspolitiken
stellen wir uns entschieden entgegen!

uns für eine Stärkung der Angebote im Bereich Jugend- und Schulsozialarbeit
sowie der Jugendarbeit generell einzusetzen und darauf zu drängen, dass dies in
der kommunalen Jugendhilfeplanung berücksichtigt wird. Diese Angebote müssen
stets offen sein für Vernetzung und Kooperationen im Sozialraum, denn nur so
können wir der vielfältigen Lebensgestaltung junger Menschen adäquat Rechnung
tragen.

in unseren eigenen ehrenamtlichen Strukturen und Gremien Jugendliche und junge
Menschen insbesondere aus den Jugendwerken z.B. im Rahmen der gegenseitigen
Gremienvertretung aktiv einzubeziehen und ihr Engagement zu fördern. Jugendliche
und ihre Perspektiven müssen zu einem der Ausgangspunkte unserer
Verbandsentwicklung werden. Das bedeutet auch, die Jugendwerke der AWO überall
in Bezug auf ihre Ressourcen und Finanzierung zu stärken und eine Zusammenarbeit
auf Augenhöhe zu gestalten.  Dort wo keine Jugendwerke vorhanden sind, sollte
hauptberuf㘶iches Personal für die Unterstützung beim Aufbau der Strukturen zur
Verfügung gestellt werden. Junge Menschen brauchen Freiräume und Orte der
gemeinsamen Freizeitgestaltung. Die umfassende Unterstützung der
Jugendverbandsarbeit im Rahmen der Jugendwerke der AWO sowie der Offenen Kinder-
und Jugendarbeit in AWO und Jugendwerk stellt einen wichtigen Baustein unserer
Demokratieförderung dar. 

Begründung
Seit 1992 gilt die UN-Kinderrechtskonvention für Deutschland. Es ist bis heute nicht gelungen, 
Kinderrechte verfassungsrechtlich zu verankern und das Wahlalter auch auf Bundesebene auf 16 Jahre 
abzusenken. Deutschland wurde bereits mehrfach angemahnt, die Verwirklichung der Interessen von 
jungen Menschen hinsichtlich ihrer Förderung und Beteiligung sowie bei allen staatlichen Entscheidungen 
ernst zu nehmen.

Gleichzeitig hat uns der Umgang mit Jugendlichen in der Corona-Pandemie vor Augen geführt, welche 
verheerende Folgen es haben kann, wenn Menschen zunächst kollektiv diffamiert, dann (durch Schließung 
von Schulen und Freizeitangeboten) gesellschaftlich ausgegrenzt und in die Debatte über die Regelungen, 
bspw. In die Erarbeitungen von Konzepten, wie Schulen wieder geöffnet werden können oder wie 
Testungen ablaufen sollen, nicht einbezogen werden. Viele Jugendliche haben die Erfahrung gemacht, 
dass sie gesellschaftlich nicht erwünscht sind. Aktuelle Gesundheitsstudien zeigen einen deutlichen 
Anstieg psycho-sozialer Belastungen bei jungen Menschen. Auch nach der Pandemie hat sich das System 
Schule kaum verändert und junge Menschen bleiben von wesentlichen Entscheidungen wie der 
Unterrichtsgestaltung, der Planung von Lerninhalten oder des Tagesablaufs weit gehend ausgeschlossen. 
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Schule ist nach wie vor ein in großen Teilen “vordemokratischer Raum”. Umso wichtiger ist es, dass die 
Schulsozialarbeit nach § 13a SGB VIII und die Ganztagsförderung für Grundschulkinder nach §24 Abs. 4 
SGB VIII aus der Kinder- und Jugendhilfe heraus – und nicht aus dem System Schule – umgesetzt wird. 
Nach § 1 SGB VIII hat die Kinder- und Jugendhilfe einen deutlich umfassenderen Auftrag als die Schule. In 
Absatz 1 heißt es: “Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Förderung seiner Entwicklung und auf Erziehung 
zu einer selbstbestimmten, eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit.”

AWO und Bundesjugendwerk der AWO setzen sich daher gemeinsam dafür ein, dass Jugendliche nicht als 
“gefährdete und gefährliche” Wesen Lutz Fischer/Ronald Lutz 2015), sondern als eigenständige 
Rechtsträger*innen und Mitglieder unserer Gesellschaft anerkannt werden und sich die ökonomischen 
und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen, in denen ihre Jugend stattf㘶ndet, verbessern.

Bundeskonferenz 2025
Erfurt, 14.11.2025 - 16.11.2025


